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§  Abgrenzung vertragliches – gesetzliches Schuldverhältnis 

§  EEG-Schuldverhältnis (§ 4 Abs. 1 EEG) 
•  Rechtliche Einordnung 
•  Beteiligte 
•  Inhalt und Rechtsfolgen 
•  Verhältnis zum Zivilrecht 
•  Verhältnis zu vertraglichen Regelungen 
 

§  Abweichungsverbot (§ 4 Abs. 2 EEG) 
•  Inhalt und Rechtsfolgen 
•  Zulässige Abweichungen 

Gliederung 
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§  Kraft des Schuldverhältnisses ist der Gläubiger berechtigt, von dem 
Schuldner eine Leistung zu verlangen (§ 241 Abs. 1 Satz 1 BGB) 

 

§  Leistungspflichten des Schuldners: 
•  Hauptleistungspflichten 
•  Nebenleistungspflichten 
 

§  Abgrenzung zu: 
•  Obliegenheiten 
•  Ordnungsvorschriften 

Schuldverhältnis 

Gläubiger Leistung Schuldner 
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§  Begründung SV: entsteht durch Vertrag (§ 311 Abs. 1 BGB) 

§  Vertrag: setzt 2 übereinstimmende Willenserklärungen voraus in  Form von Angebot 
und Annahme über essentialia negotii (§§ 145 ff. BGB) 

§  Hauptpflichten stehen vielfach im Leistungs-/Gegenleistungsverhältnis (Synallagma) 

Vertragliches Schuldverhältnis 

Gläubiger 
Leistung 

Gegenleistung 
Schuldner 



Page § 5 

 

 
 

§  Schuld beruht nicht auf einem Rechtsgeschäft, sondern entsteht kraft Gesetzes. 

§  Entstehung im Regelfall gegen oder zumindest ohne den Willen des Schuldners. 

§  Da keine freiwillige Entstehung, beruhen gesetzliche Schuldverhältnisse im 
Regelfall auf einem besonderen Rechtfertigungsgrund  
(z.B. Vermögensverschiebung oder Schadenszufügung). 

Gesetzliches Schuldverhältnis 

Gläubiger  Schuldner 
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EEG 2000: 

§ 3 Abnahme und Vergütungspflicht 

(1)  Netzbetreiber sind verpflichtet, Anlagen zur Erzeugung von Strom nach § 2 an ihr Netz 
anzuschließen, den gesamten angebotenen Strom aus diesen Anlagen vorrangig 
abzunehmen und den eingespeisten Strom nach den §§ 4 bis 8 zu vergüten. (...) 

 

EEG 2004: 

§ 12 Gemeinsame Vorschriften für Abnahme, Übertragung und Vergütung 

(1)  Netzbetreiber dürfen die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus den §§ 4 und 5 nicht vom 
Abschluss eines Vertrages abhängig machen. 

 

EEG 2009/2012: 

 § 4 Gesetzliches Schuldverhältnis 

(1)  Netzbetreiber dürfen die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus diesem Gesetz nicht vom 
Abschluss eines Vertrages abhängig machen. 

EEG-Schuldverhältnis  (EEG 2000 – 2012) 
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§  EEG-SV ist ein (zivilrechtlich-geprägtes) gesetzliches 
Schuldverhältnis. 

§  Argumente:   

•  Wortlaut  
•  Gesetzeshistorie 
 

§  Teile der Lit. sehen dies kritisch, da § 4 Abs. 1 EEG aus 
zivilrechtlich-dogmatischer Sicht keinem typischen gesetzlichen SV 
entspreche 

 

EEG-Schuldverhältnis - Qualifizierung 
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§  Bestehen eines unmittelbaren Anspruchs auf Erfüllung der EEG-
Pflichten gg den Netzbetreiber unabhängig von Verträgen 
(Koppelungsverbot). 

§  Allerdings: Aus § 4 Abs. 1 EEG folgt kein Kontrahierungszwang. 

§  Bei Nichterfüllung der gesetzlichen Pflichten kann direkt 
Leistungsklage erhoben werden, ggf. einstweiliger Rechtsschutz 
über § 59 EEG in den dort genannten Fällen. 

§  Konsequenzen:  

•  Rechtssicherheit für alle Beteiligten 
•  Effektiver Rechtsschutz  
•  Verbesserung der Verhandlungsposition des Anlagenbetreibers 

 

Gesetzliches EEG-Schuldverhältnis - 
Rechtsfolgen 
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Netzbetreiber 
1,2,3 

ÜNB 1 

EE-
Anlagenbetreiber 

EVU 

ÜNB 

Letztverbraucher 

Stufe 1 

Stufe 2 

Stufe 5 

Stufe 4 

Stufe 3 

 
 

Stromabnahme  
EEG-Vergütung 
(Prämien) 

Horizontaler 
Belastungsausgleich 

Stromabnahme  
EEG-Vergütung 
(Prämien) 

EEG-
Konto 

Weitergabe EEG-
Umlage über Strompreis 

  EEG-Schuldverhältnis – Beteiligte I 
 

Strombörse Diff-Kosten = 
EEG-Umlage 
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§  Schuldner (= Adressat der Pflichten): Netzbetreiber 

§  Netzbetreiber:  

•  Legaldefinition in § 3 Nr. 8 EEG: Betreiber von Netzen aller 
Spannungsebenen für die allgemeine Versorgung 

•  VNB und ÜNB 
 

§  Energieversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung: 

•  Legaldefinition in § 3 Nr. 7 EEG, § 3 Nr. 17 EnWG 
•  Abgrenzung zu Kundenanlagen/Arealnetzen (§ 110 EnWG) 

EEG-Schuldverhältnis – Beteiligte II 
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§  Gläubiger: Keine ausdrückliche Nennung 

§  Im Regelfall: Anlagenbetreiber  

§  Legaldefinition in § 3 Nr. 2 EEG:  

Derjenige, der unabhängig vom Eigentum die Anlage für die  Erzeugung 
von Strom aus EE oder Grubengas nutzt. 

 

§  Pflichten des Netzbetreibers ggü. weiteren Akteuren? 

EEG-Schuldverhältnis – Beteiligte III 
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§  Zwei-Personen-Verhältnis: Anlagen- und Netzbetreiber 

§  Ggf. Mehrpersonen-Verhältnis: Einspeisewilliger – Netzbetreiber 1, 2, etc. 

EEG-Schuldverhältnis – Beteiligte IV 

Andienung/Überlassung des 
Stroms (§ 16 Abs. 3) 

Stromabnahme/Zahlung Ein-
speisevergütung  
(§ 16 Abs. 1) 

Anlagenbetreiber Netzbetreiber 1 

Einspeisewilliger Netzbetreiber 2 

NVP? 
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§  EEG-Schuldverhältnis beginnt bereits mit Netzanschlussbegehren (§ 5 
Abs. 5 EEG) des Einspeisewilligen  

§  Argument: § 5 Abs. 5/Abs. 6 EEG definieren konkrete gesetzliche 
Pflichten des Netzbetreibers (Auskunftspflichten/Zeitplan/
Kostenvoranschlag) -> Gesetzliches Schuldverhältnis 

§  Einspeisewilliger als Anspruchssteller 

§  Verpflichtete: alle angefragten Netzbetreiber, wenn ein Anschluss an ihr 
Netz infolge Spannungsebene/Luftlinienentfernung in Betracht kommt 

§  Rspr hierzu: LG Frankfurt (Oder), Urt. v. 05.10.2011 – 11 O 327/10 

 

EEG-Schuldverhältnis – Beteiligte V 
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EEG-Schuldverhältnis – Beteiligte VI 

Anlagenbetreiber 

Einspeisewilliger 

Netzbetreiber (VNB 1) 

Netzbetreiber (VNB 2) 

Netzbetreiber (ÜNB) Netzbetreiber (ÜNB) 

EVU 

BNetzA 

Öffentlichkeit 
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§  Verpflichtungen des Netzbetreibers „aus diesem Gesetz“? 

§  Hierzu zählen: Gesetzestext sowie Anlagen 
 

§  Problem: Erfassung auch solcher Verpflichtungen der 
Netzbetreiber, die in (später) auf Grundlage des EEG erlassenen 
Rechtsverordnungen enthalten sind? 

•  Nur im Ausnahmefall relevant, da die bisherigen RVO im Regelfall lediglich 
Pflichten des Anlagenbetreibers begründen 

•  Ausnahmefall AusglMechV: Erfassung auf Gesetzesebene durch Verweis in  
§ 37 Abs. 2 Satz 1 EEG (allerdings Verweis erst eingefügt zum 01.01.2012!) 

•  Ausnahmefall MaPrV: Erfassung durch Verweis in Anlage 4 Ziff. 2.2.3/2.3.4 

 

EEG-Schuldverhältnis – Inhalt I 
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§  Netzbetreiberpflichten: 

•  Anschlusspflicht (§ 5 Abs. 1 EEG) 

•  Abnahme-, Übertragungs- und Verteilungspflicht (§ 8 Abs. 1 EEG) 

•  Vergütungspflicht (§ 16 Abs. 1 EEG) 

•  Pflicht zur Prämienzahlung bei Direktvermarktung (§§ 33g Abs. 1/33i Abs. 1 
EEG) 

•  Auskunfts-/Informationspflichten (§ 5 Abs. 5/6 EEG) 

•  Pflicht zur Erweiterung der Netzkapazität (§ 9 Abs. 1 EEG) 

•  Weitergabe-/Ausgleichs-/Vermarktungspflichten im Rahmen des 
bundesweiten Ausgleichsmechanismus - VNB/ÜNB (§§ 34 ff. EEG) 

•  Etc. 

EEG-Schuldverhältnis – Inhalt II 
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§  Nebenpflichten des Netzbetreibers: 

•  Sorgfaltspflichten 
•  Rücksichtnahmepflichten 

§  Erfasst das EEG-Schuldverhältnis auch die Nebenleistungspflichten? 

•  Wortlaut des § 4 Abs. 1 EEG nicht eindeutig („Verpflichtungen aus 
diesem Gesetz“). 

•  Sinn und Zweck des Gesetzes (zwingende Ausgestaltung der 
Netzbetreiberpflichten) sprechen dafür, die wesentlichen 
Nebenpflichten, die im Zusammenhang mit den Hauptpflichten des 
EEG-SV stehen, zu erfassen 

EEG-Schuldverhältnis – Inhalt III 
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EEG-Schuldverhältnis – Inhalt IV 

§  Pflichten des EE-Anlagenbetreibers? 

•  EEG formuliert auch (Haupt- und Nebenleistungs-)Pflichten des EE-
Anlagenbetreibers im Verhältnis zum Netzbetreiber. 

•  Nach der Systematik des EEG soll das gesetzliche Schuldverhältnis nach § 4 
Abs. 1 EEG aber nicht davon abhängig sein, dass der Anlagenbetreiber 
seine Pflichten erfüllt. 

•  Sofern der Anlagenbetreiber seinen Pflichten nicht nachkommt, kann dies zu 
einem Wegfall von Leistungspflichten des Netzbetreibers führen oder ihm 
zumindest die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts  
(§ 273 Abs. 1 BGB) ermöglichen. 

•  Allerdings muss im letztgenannten Fall Konnexität, also ein unmiba 
Zusammenhang zwischen der Pflichtverletzung des Anlagenbetreibers und 
der geltend gemachten Netzbetreiberpflicht bestehen. 
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EEG-SV – Verhältnis zum ZivilR I 

§  Bei Verletzungen von Haupt- und Nebenleistungspflichten aus dem EEG-
Schuldverhältnis finden die allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätze ergänzende 
Anwendung. 

§  Beispiele für grundsätzlich anwendbare zivilrechtl. Bestimmungen: 

•  Allgemeiner Teil (z.B. §§ 145 ff. BGB - Vertragsschluss) 
•  Allgemeines Schuldrecht (z.B. §§ 280 ff. BGB – SEA, Verzug) 
•  AGB-Kontrolle (§§ 305 ff. BGB) 
•  Ungerechtfertigte Bereicherung (§§ 812 ff. BGB). 

§  Dies gilt allerdings nur dann, soweit das EEG keine entgegenstehenden oder 
spezielleren Regelungen aufweist. 
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EEG-SV – Verhältnis zum Zivilrecht II 

§  Beispiel - Fallkonstellation 1 (Rückgriff auf zivilrechtliche Begriffe): 
§  § 121 BGB: Unverzüglichkeit = Handeln ohne schuldhaftes Zögern (Rspr: 2-

Wochen-Frist im Bereich der Anfechtung) 
§  Übertragbarkeit auf das EEG? 

 

§  Unverzüglichkeit bei Pflichtenerfüllung nach § 5 Abs. 6 Satz 1 EEG: 

•  Bloße Einhaltung der 8-Wochen-Frist bedeutet nicht zwingend und stets, dass 
Pflichtenerfüllung unverzüglich erfolgt ist. 

•  Netzbetreiber ist eine nach den Umständen des Einzelfalls (Indikatoren: komplexe 
Netzsituation, Vielzahl von Netzberechnungen, etc.) zu bemessende Prüfungs- und 
Dispositionsfrist einzuräumen. 

•  Ergebnis:  
Im Einzelfall ist  eine Anpassung des BGB-spezifischen Unverzüglichkeitsbegriffs an 
die energiewirtschaftlichen Besonderheiten erforderlich. 
 

•           Rspr. hierzu: BGH NJW 2005, 1869, LG Ravensburg, Beschl. v. 11.07.2011, LG Frankfurt, Urt. v. 05.10.2011. Siehe auch Votum Clearingstelle EEG 2013/35. 
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EEG-SV – Verhältnis zum Zivilrecht III 

Beispiel – Fallkonstellation 2 (Rückgriff auf zivilrechtliche SEA):  

§  Schadensersatzansprüche des Einspeisewilligen bzw. 
Anlagenbetreibers ggü. Netzbetreiber wg. 
•  Anschlussverweigerung 
•  Zeitlich verzögerter Netzanschluss 

•  Benennung eines falschen NVP 

•  Fehlerhafte Auswahl der Netzanschlusspetenten bei begrenzter Netzkapazität 

§  Anspruchsgrundlagen: 
•  C.i.C? 
•  § 280 BGB (Pflicht entweder aus § 5 Abs. 6 oder § 5 Abs. 1 EEG) 
•  Ggf.: § 286 BGB 
•  Ggf.: § 10 Abs. 1 EEG als eigenständiger SEA, sofern Pflichten aus § 9 Abs. 1 EEG 

(Netzausbau) verletzt 
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EEG-SV – Rechtsfolgen bei Verstößen gegen   
§ 4 Abs. 1 EEG 

§  § 4 Abs. 1 EEG ist kein Verbotsgesetz iSv § 134 BGB (vgl. hierzu die 
BGH-Rechtsprechung zu § 12 Abs. 1 EEG 2004). 

§  Die Bestimmung steht damit – isoliert betrachtet – grundsätzlich einer 
vertraglichen Regelung nicht entgegen. 

§  Beispiele zulässiger Vertragstypen: 

•  Netzanschlussvertrag 
•  Netznutzungsvertrag 
•  EEG-Einspeisevertrag 
•  Betriebsführungsvertrag hinsichtlich elektrotechnischer Anlagen des 

Anlagenbetreibers 
•  Vertrag über Zusatz- und Reservestromversorgung 
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Vertragstyp: EEG-Einspeisevertrag I 

§  Ständige Rspr. zum „klassischen“ Stromliefervertrag: 
•  Kaufrecht (§§ 433 ff. BGB) analog anwendbar.  
•  Analog, weil Strom keine körperliche Sache ist (vgl. auch § 453 BGB). 

§  Rechtsnatur Einspeisevertrag? 
•  Leistungen Andienungspflicht sowie EEG-Vergütungspflicht stehen zwar im 

Synallagma. 
•  Aber Anlagenbetreiber entscheidet über Lieferumfang und –zeitpunkt. 
•  Mindestpreis ist gesetzlich garantiert für gesetzlich definierten Zeitraum. 

 

§  Ergebnis: Atypischer Kaufvertrag 
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Vertragstyp: EEG-Einspeisevertrag II 

§  In der Praxis ist die Aufnahme weiterer Regelungsbereiche in den 
Einspeisevertrag üblich: 
•  Technische Fragen 

•  Messkonzept 

•  Haftung des Anlagen- und Netzbetreibers 

•  Eigentum an Anschlussleitungen 

•  Abrechnungsfragen 

•  Entschädigung bei Einspeisemanagement 

•  Abwicklung und Durchführung Direktvermarktung  
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EEG-SV – Verhältnis zu vertraglichen 
Regelungen III 

§  Rechtsgrund für Pflichten, sofern Vertrag vorliegt? 
•  Positionen: 

Ø  Sofern vertragliche Bestimmungen die gesetzlichen Bestimmungen des 
EEG nur wiedergeben, treten sie neben die EEG-Normen. Vertraglicher 
Vorrang ist dem EEG nicht zu entnehmen. Es existieren dann zwei 
Anspruchsgrundlagen mit identischem Inhalt. 

Ø  Vertragliche Bestimmung geht vor, da spezieller. 

 

§  Zulässigkeit vertraglicher Regelungen? 
•  Sofern die vertraglichen Regelungen über das EEG hinausgehen, 

ergänzt der Vertrag die gesetzlichen Bestimmungen des EEG. 
•  Vertragliche Inhalte, die die Rechte und Pflichten aus dem EEG nicht 

unmittelbar berühren, weil das EEG dort lückenhaft ist (z.B. 
technische Fragen, Messkonzept, Haftungsfragen), sind zulässig. 
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Abweichungsverbot  

§  § 4 Abs. 2 Satz 1 EEG: „Von den Bestimmungen des EEG darf (...) 
nicht zu Lasten des Anlagenbetreibers oder des Netzbetreibers 
abgewichen werden.“ 

§  Abweichungen von den nach dem EEG erlassenen RVO dürften 
gleichfalls unzulässig sein. 

§  Abweichungsverbot: weit zu verstehen 

§  Rechtsform für die Abweichung:  
Im Regelfall Verträge zwischen Anlagenbetreiber und Netzbetreiber. 
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Günstigkeitsvergleich (§ 4 Abs. 2 Satz 1 EEG)  

§  Norm verbietet keine Abweichungen zugunsten der Anlagen- und/oder 
Netzbetreiber. 

§  Problem: Wann ist eine Abweichung für die Beteiligten nachteilig? 

§  Positionen: 

•  Jede nachteilige vertragliche Abweichung von den Bestimmungen des EEG 
ist untersagt. Benachteiligende Regelungen sind unwirksam.  
Die begünstigenden Einzelregelungen bleiben unberührt. 

•  Einzelfall- und Gesamtbetrachtung erforderlich. Sofern die Benachteiligung 
durch eine Begünstigung wieder ausgeglichen wird und wenn die vertragliche 
Vereinbarung zu einer für beide Seiten sowie gesamtwirtschaftlich sinnvollen 
Lösung führt, ist dies zulässig. 
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Rechtsfolgen unzulässiger Abweichungen 

§  § 4 Abs. 2 Satz 1 EEG ist als Verbotsgesetz nach § 134 BGB einzuordnen. 

§  § 134 BGB: Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot verstößt, 
ist nichtig. 

•  Wortlaut des § 4 Abs. 2 Satz 1 EEG („darf ... nicht abgewichen werden“) zwar 
nicht eindeutig, aber Förderzweck des § 1 EEG kann nur erreicht werden, 
wenn nachteilige Abweichungen von den Vorschriften des EEG unwirksam 
sind. 

§  Ergebnis: Rechtsgeschäfte, die gegen § 4 Abs. 2 Satz 1 EEG verstoßen, sind 
damit grundsätzlich nichtig.  

§  Kritik: Klare Rechtsfolge vermeidet Missverständnisse, schränkt aber auch die 
Dispositionsfreiheit der Parteien drastisch ein. 
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Vertragstyp: EEG-Einspeisevertrag II 

§  Fallbeispiel:  
Zulässigkeit der Vereinbarung eines Blindarbeitsentgelts im 
Einspeisevertrag? (BGH, Urt. v. 06.04.2011 – VIII ZR 31/09) 

§  Problem:  
Reduktion der gesetzlich vorgesehenen Mindest-Vergütungshöhe? 

•  Entsprechende Regelungen sind nach Auffassung des BGH zulässig. 

•  Gesetzgeber habe die Vereinbarung bestimmter technischer 
Anforderungen an den einzuspeisenden Strom ersichtlich nicht 
ausschließen wollen. 

•  Urteil ist allerdings unter Geltung des EEG 2000/2004, also noch vor 
Einführung des § 4 Abs. 2 Satz 1 EEG 2009 ergangen. 
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Ausnahmen vom Abweichungsverbot  

§  Ausnahmen sind in verschiedenen Konstellationen zulässig: 
 

•  Abweichungen im Rahmen von § 8 Abs. 3 und Abs. 3a EEG 
Ø  Abweichung vom Abnahmevorrang ist zulässig, wenn Vereinbarung der besseren 

Integration der Anlage in das Netz dient oder durch AusglMechV zugelassen ist. 

•  Abweichungen nach § 4 Abs. 2 Satz 2 EEG: 
Ø  Vertraglich vereinbarte Abweichungen zu den §§ 3 bis 33i, 45, 46, 56 und 66 sowie 

zu den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen RVO sind zulässig, sofern sie  

-  Gegenstand eines Prozessvergleichs (§ 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO) sind, 

-  dem Ergebnis eines von der Clearingstelle durchgeführten Verfahrens nach § 57 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 entsprechen, 

-  einer für die Parteien von der Clearingstelle abgegebenen Stellungnahme nach § 
57 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 entsprechen, 

-  einer Entscheidung der BNetzA nach § 61 entsprechen. 



Page § 31 

§  EEG-Schuldverhältnis ist ein gesetzliches Schuldverhältnis.  

§  Beginn EEG-Schuldverhältnis bereits mit Netzanschlussbegehren des 
Einspeisewilligen (§ 5 Abs. 5 EEG). 

§  Rückgriff auf das zivilrechtliche Rechtssystem ist zulässig und zugleich 
notwendig. 

§  Im Einzelfall ist eine Anpassung der zivilrechtlichen Bestimmungen an die 
energiewirtschaftlichen Besonderheiten erforderlich. 

§  Vertragliche Regelungen sind grundsätzlich zulässig, insbesondere für den Fall, 
dass das EEG Lücken aufweist. 

§  Einspeisevertrag ist im Kern als atypischer Kaufvertrag einzuordnen, die 
Aufnahme weiterer (insbesondere technischer) Regelungen erscheint sinnvoll. 

§  Die Zulässigkeit solcher Regelungen schränkt § 4 Abs. 2 Satz 1 EEG 
(Verbotsgesetz nach § 134 BGB) allerdings stark ein. 

§  Die  in § 4 Abs. 2 Satz 2 EEG vorgesehenen Ausnahmen vom 
Abweichungsverbot und die damit ermöglichte Flexibilisierung sind zu begrüßen. 

Fazit 



Page § 32 Seite ♣ 32 

Vielen Dank! 
 

Kontakt: 

t.cosack@umwelt-campus.de 


